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Antrag 

der Abg. Dr. Dorothea Kliche-Behnke und Florian Wahl u. a. SPD 

 

FASD-Betroffene besser unterstützen 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. wie viele Kinder in Baden-Württemberg pro Jahr von Frauen, die in der Schwangerschaft Alkohol 

konsumiert haben, in den letzten zehn Jahren geboren wurden (bitte aufgeschlüsselt nach Jahren); 

 

2. inwiefern ihr Zahlen bekannt sind, wie viele von FASD (Fetal Alcohol Spectrum Disorder) betroffene 

Personen es zum 31. Dezember 2023 in Baden-Württemberg gab (bitte aufgeschlüsselt nach partiel-

lem Fetalem Alkoholsyndrom und alkoholbedingten neurologischen Entwicklungsstörungen); 

 

3. falls ihr keine genauen Erkenntnisse zu den aktuellen Zahlen zu den in den Ziffern 1 und 2 genannten 

Personen vorliegen, auf welcher Datengrundlage sie die landesweiten Bedarfe ermitteln möchte; 

 

4. welche Maßnahmen sie ergreift, um von FASD betroffene Neugeborene sowie deren (Pflege-)Eltern 

zielgerichteter zu unterstützen; 

 

5. wie sie der Empfehlung gegenübersteht, weitere Sozialpädiatrische Zentren (SPZ) mit einer Speziali-

sierung zu FASD in Baden-Württemberg zu etablieren; 

 

6. wie sie die Forderung beurteilt, die mit Landesmitteln aufgebaute zentrale Anlaufstelle „FASD Hilfe“ 

für alle Fragen rund um FASD für Menschen mit FASD, deren soziales Umfeld sowie für Fachkräfte 

dauerhaft einzurichten. 

 

7. aus welchen Gründen die Förderung des vom Kommunalverband für Jugend und Soziales (KVJS) 

geförderten Modellprojekts „FASD Hilfe“ wieder eingestellt wurde, obwohl der Projektträger nicht 

alle Anfragen bedienen konnte; 

 

8. mit welchem Ergebnis sie die Arbeit des Modellprojekts „FASD Hilfe“ und seines Trägers, der 

FAZIT-Gesellschaft, evaluiert hat; 

 

9. inwiefern sie die zentralen Bedarfe, die sich laut der Stellungnahme aus Drucksache 17/528 aus dem 

Modellprojekt ergeben haben sowie die Empfehlungen des Runden Tisches FASD bereits umgesetzt 

hat bzw. umzusetzen gedenkt; 

 

10. inwiefern sie die Thematisierung von FASD in der Aus- und Weiterbildung von Gynäkologinnen und 

Gynäkologen sowie Kinderärztinnen und -ärzten als ausreichend betrachtet und welche Maßnahmen 

sie ggf. ergreifen wird, um die medizinische Aus- und Weiterbildung zugunsten einer zielgenaueren 

Diagnostik zu verbessern; 

 

11. welche Angebote der Weiterbildung über FASD in Baden-Württemberg existieren unter besonderer 

Darstellung, wer diese durchführt; 

 

 
 



12. mit welchen Maßnahmen sie darüber hinaus dafür sorgen will, dass Wissen über FASD auch bei 

Fachpersonal wie z. B. bei den Frühen Hilfen, wie es in Drucksache 17/528 heißt, nicht mehr „nur 

oberflächlich vorhanden“ ist; 

 

13. wodurch sie passende Wohnformen für betroffene Erwachsene als auch für Kinder und Jugendliche 

schaffen kann. 

 

 

12.3.2024 

 

Dr. Kliche-Behnke, Kenner, Wahl, Dr. Fulst-Blei, Steinhülb-Joos SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Schätzungen des Bundesdrogenbeauftragten zufolge werden jährlich ca. 10 000 Kinder mit Schädigungen 

geboren, die aus dem Alkoholkonsum der Mutter während der Schwangerschaft resultieren (Fetal Alcohol 

Spectrum Disorder – FASD). FASD ist eine zu hundert Prozent vermeidbare Behinderung. Darauf gilt es, 

alle Anstrengungen des Landes auszurichten. Wenn dies nicht verhindert werden kann, sollte das Land 

weitere Maßnahmen ergreifen, um die Betroffenen besser zu unterstützen. Es hat sich gezeigt, dass das 

Wissen über dieses Krankheitsbild selbst bei Fachkräften noch lückenhaft ist. Negative Folgen nicht aus-

reichender Hilfe erleben Betroffene immer wieder. So sind sie insbesondere von zu frühen oder generell 

ungeeigneten Versuchen betroffen, sie von Hilfe unabhängig zu machen. Dies führt leicht zur Überforde-

rung, was wiederum nachteilige Auswirkungen auf ihre Teilhabe und ihren Gesundheitszustand haben 

kann. Denn Überforderung kann erhebliche Spannungszustände auslösen. Seelische Störungen, Suchter-

krankungen und kriminelles Verhalten können die Folge sein. Deshalb ist es umso wichtiger, Maßnahmen 

zur Verbesserung der Diagnostik einzuleiten, damit die notwendige Hilfe für die Betroffenen zielgenau 

erfolgen kann. Der Antrag begehrt Auskunft über den aktuellen Stand der Unterstützung von Betroffenen. 

 


